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Agrarpolitik

Im Mittelpunkt der agrarpolitischen Entscheidungen der EU stand die Lösung der
Probleme, die sich in der ersten Jahreshälfte aus den unerwartet heftigen Divergen-
zen in der Entwicklung der Währungen wichtiger Mitgliedstaaten ergaben. Die
Diskussion im Vorfeld der jährlichen Preisbeschlüsse wurde von ihnen weitgehend
überlagert, und es überrascht nicht, daß vom Rat der Europäischen Union beide
Aspekte miteinander verbunden und darüber gemeinsam entschieden wurde. Unter
langfristigen Aspekten ist die 1995 verstärkt geführte Diskussion um die Osterwei-
terung der Gemeinschaft und - im Zusammenhang damit stehend - über die Wei-
terentwicklung der Gemeinsamen Agrarpolitik sicher von größerer Bedeutung. Die
Umsetzung der Beschlüsse der Uruguay-Runde des GATT vollzog sich demge-
genüber mehr am Rande. Ohne Ergebnis wurde die Diskussion um eine Reform
der Gemeinsamen Marktordnungen für Wein sowie für Obst und Gemüse weiter-
geführt. Zu einem Dauerthema scheint sich die Diskussion um die Gemeinsame
Marktordnung für Bananen zu entwickeln, bei der sich nach wie vor die Interessen
der Länder mit eigener Produktion (Frankreich mit seinen überseeischen Gebieten,
Portugal, Spanien und Griechenland) einerseits, der Länder mit traditionell hohen
Importen, der lateinamerikanischen Exportländer und der Vereinigten Staaten ande-
rerseits diametral gegenüberstehen. Ein weiteres Thema waren die vor allem von
der Bundesrepublik ausgehenden Bemühungen, sich wegen der als „Rinderwahn-
sinn" bekannt gewordenen Seuche BSE gegen Rindfleischeinfuhren aus dem Ver-
einigten Königreich zu wehren. Nachdem die britische Regierung aufgrund neuer
wissenschaftlicher Gutachten eingestehen mußte, daß eine Übertragbarkeit auf den
Menschen nicht ausgeschlossen werden kann, wurde EU-weit ein totales Ausfuhr-
verbot für Rinder, Rindfleisch und aus Rinderkörpern hergestellten Produkten aus
Großbritannien verhängt. Zu Beginn der Regierungskonferenz in Turin einigten
sich die EU-Mitgliedstaaten auf eine 70%ige Erstattung der Verluste britischer
Bauern durch Sanierungsmaßnahmen.

MARKT- UND PREISPOLITIK
Mit dem Beginn des Wirtschaftsjahres 1995/96 vollzog sich der Übergang in die
dritte Stufe der 1993/94 begonnenen Reform der Gemeinsamen Agrarmarktord-
nungen, d.h. der letzte Schritt der beschlossenen Preissenkungen der Marktordnun-
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gen für Getreide und Rindfleisch unter gleichzeitiger Erhöhung der zum Ausgleich
der Einkommensverluste beschlossenen Ausgleichszahlungen bzw. Tierprämien.
Von der Europäischen Kommission werden die bis dahin bereits erreichten Ergeb-
nisse als Erfolg gewertet. So konnten durch die Verminderung der Produktion, vor
allem als Ergebnis der konjunkturellen Flächenstillegung sowie durch erhöhte Ver-
fütterung, die Interventionsbestände bei Getreide, die im Wirtschaftsjahr 1992/93
noch über 33 Mio. t gelegen hatten, auf 4,8 Mio. t abgebaut werden. Die Lagerbe-
stände an Rindfleisch verringerten sich von über 1 Mio. t auf ca. 6.000 t. Bei Ölsaa-
ten konnte die im Rahmen des Blair-House-Abkommens vereinbarte maximale
Anbaufläche, die im Vorjahr erheblich überschritten worden war, zur Ernte 1995
eingehalten werden1.

Von großer praktischer Bedeutung war der Ende September gefaßte Beschluß,
die für Getreide, Ölsaaten und Eiweißpflanzen anzuwendende konjunkturelle
Flächenstillegung auf 10% zu senken. Damit wurde einem Anliegen Frankreichs
entsprochen, das immer argumentiert hatte, die EU würde durch die strikte Anwen-
dung der konjunkturellen Flächenstillegung auf Exportmöglichkeiten verzichten,
die im Rahmen der Vereinbarungen der Uruguay-Runde, vor allem in den Anfangs-
jahren der bis zum Jahr 2000 laufenden Übergangszeit, durchaus zulässig seien.
Trotz deutscher Bedenken schloß sich der Rat diesem Vorschlag an2. Damit gleich-
zeitig beschlossene Erleichterungen der Flächenstillegung, wie etwa die Möglich-
keit, die Verpflichtung dazu auf andere Betriebe im Umkreis von 20 km zu übertra-
gen oder sie im Rahmen von Betriebsgemeinschaften zu poolen, werden dazu
führen, daß die produktionsbegrenzende Wirkung dieser Maßnahme zurückgeht.

Diese Entscheidung erfährt eine gewisse Rechtfertigung durch die Entwicklung
der Preise auf den internationalen Märkten, die dazu führte, daß der Weltmarkt-
preis für Weizen im Oktober 1995 das Niveau des Interventionspreises in der EU
überschritt3. Der Rat beschloß daraufhin, als Gegenstück zu den sonst üblichen
Einfuhrabschöpfungen Exportsteuern zu erheben, die sowohl aus der Logik des
Systems heraus, als auch mit der Verpflichtung begründet wurden, die Verbraucher
und die Verwender von Futtergetreide in der Veredelungsproduktion gegen Preis-
steigerungen zu schützen4. Anfang 1996 wurden die Exportsteuern auf Gerste aus-
gedehnt5.

AGRIMONETÄRE BESCHLÜSSE

Die Umsetzung des Ratsbeschlusses vom 15.12.1994 vollzog sich zum 1.2.1995
fast unbemerkt. Die landwirtschaftlichen Umrechnungskurse wurden durch den
Korrekturfaktor in Höhe von 1,2075 dividiert (womit für die Bundesrepublik der
Umrechnungskurs von 2,3542 DM je ECU auf 1,9496 DM je ECU sank), die
Marktordnungspreise in ECU wurden mit dem gleichen Faktor multipliziert, so
daß sie in den nationalen Währungen unverändert blieben6.

Das durch den Ratsbeschluß vom Dezember 1994 modifizierte System der „flo-
atenden" Freimarge7 wurde jedoch bereits bald auf eine harte Bewährungsprobe
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gestellt. Am 24.2.1995 erreichte der positive Währungsabstand für den belgischen
Franc die Fünf-Prozent-Marke, womit für negative Währungsabweichungen kein
Spielraum mehr bestand und die Marktordnungspreise abwertender Währungen
laufend angepaßt, d.h. in der nationalen Währung erhöht werden mußten. Da vor
allem die Währungen Italiens und des Vereinigten Königreichs unter starkem
Abwertungsdruck standen, kam es dort zu erheblichen Steigerungen der Marktord-
nungspreise (16% bzw. 6%). Das Erreichen der Fünf-Prozent-Marke durch den
belgischen Franc führte auch nach dem Ende der vereinbarten Beobachtungszeit
von vier Referenzperioden (Dekaden) nicht zu einer Anpassung des landwirtschaft-
lichen Umrechnungskurses. Der Rat schob eine Entscheidung auf und nahm damit
in Kauf, daß sich schließlich eine Beobachtungszeit von 12 Referenzperioden
ergab, während der der Währungsabstand durchschnittlich bei 6% lag. Auch von
der D-Mark, dem niederländischen Gulden und dem österreichischen Schilling
wurde die Fünf-Prozent-Marke Mitte März für einen Zeitraum von mehreren Deka-
den überschritten. Die Hinhaltetaktik des Rates erklärt sich einmal aus dem Ver-
such, eine Lösung des Problems durch Rückkehr der Währungsabstände in den
tolerierten Bereich zu erreichen, zum anderen aus dem Bestreben, die Anwendung
des sog. Mini-switch-over8 bei den Prämien und Ausgleichszahlungen zu verhin-
dern9.

Im Rahmen der Diskussion um die durch das Überschreiten der Freimarge not-
wendig werdenden Beschlüsse legte die Kommission im Mai einen Vorschlag vor,
der u.a. darauf hinauslief, die Bindung der Ausgleichszahlungen und Prämien an
die stärkste Währung, die im Dezember 1994 gegen ihren Widerstand und nach
ihrer Auffassung unter einem Haushaltsvorbehalt beschlossen worden war, abzu-
schaffen. Kommissar Fischler bezeichnete die beschlossenen Ausgleichsmaßnah-
men als „weder machbar noch sinnvoll", womit er deutscherseits einen heftigen
Protest auslöste10. Gegen den Kommissionsvorschlag gab es im Rat eine deutliche
Sperrminorität, so daß die Kommission ihren Vorschlag in entscheidenden Punkten
abändern mußte.

Die Entscheidung, auf die sich der Rat zusammen mit dem Preisbeschlüssen für
das Wirtschaftsjahr 1995/96 in seiner Sitzung vom 20. Juni einigte, enthält für den
agri-monetären Bereich ein komplexes Bündel von Maßnahmen". Für die Umrech-
nung der Ausgleichszahlungen und Prämien in die nationalen Währungen von
Starkwährungsländern wurde beschlossen, bis zum Inkrafttreten der Währungs-
union die bisher gültigen Umrechnungskurse unverändert beizubehalten. Den
Schwachwährungsländern wurde eine Anpassung entsprechend der Wechselkurs-
entwicklung ihrer Währung ermöglicht. Hinsichtlich der in den Agrarmarktord-
nungen anzuwendenden Umrechnungskurse wurden die Beschlüsse vom Dezem-
ber 1994 beibehalten, zusätzlich aber Ländern, deren positiver Währungsabstand
die Grenze von 4% überschreitet, die Möglichkeit eingeräumt, auf eigenen Wunsch
eine außerplanmäßige Kursanpassung vorzunehmen. Für Einkommensverluste als
Folge von Aufwertungen der in den Agrarmarktordnungen angewandten Umrech-
nungskurse wurde der Grundsatz eines auf drei Jahre befristeten degressiven Aus-
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gleichs (im ersten Jahr voll, danach um jeweils ein Drittel gekürzt) bekräftigt und
die Mitfinanzierung aus dem Haushalt der Gemeinschaft auf einheitlich 50% fest-
gelegt. Die Höhe dieses Einkommensverlustes wurde für die in Frage kommenden
Länder je Prozentpunkt Aufwertung des Umrechnungskurses aufgrund von Berech-
nungen der Kommission festgelegt, für Deutschland mit einem Satz von
95,4 Mio. ECU, für Österreich mit einem Satz von 16,8 Mio. ECU. Der aus dem
Gemeinschaftshaushalt zu zahlende Verlustausgleich wird auch dann gewährt,
wenn der betreffende Mitgliedstaat keine eigenen Mittel für diesen Zweck einsetzt.
Auf Drängen Frankreichs gab der Rat bei der Kommission einen weiteren Vor-
schlag für eine Ausgleichsregelung in Auftrag, mit der „indirekte" Währungsverlu-
ste kompensiert werden sollen, d. h. Verluste, die sich aus einer währungsbeding-
ten Veränderung der Handelsströme ergeben. Auf der Grundlage eines von der
Kommission erarbeiteten entsprechenden Vorschlags beschloß der Rat später die
grundsätzliche Möglichkeit zum Ausgleich solcher Einkommensverluste mit aus-
schließlich nationalen Mitteln, unter der Voraussetzung, daß der ursächliche
Zusammenhang mit Währungsänderungen zweifelsfrei nachgewiesen werden muß.

Von der Möglichkeit einer außerplanmäßigen Aufwertung machte Deutschland
Gebrauch, um der Gefahr einer während des Wirtschaftsjahres durch Überschrei-
tung der Fünf-Prozent-Marke notwendig werdenden Aufwertung vorzubeugen. Mit
Wirkung vom 1.7.1995 wurde der in den Marktordnungen angewandte Umrech-
nungskurs um 2,23% aufgewertet. Daraus ergab sich ein ausgleichsberechtigter,
zur Hälfte aus dem Haushalt der Gemeinschaft mitzufinanzierender Einkommens-
verlust von 212 Mio. ECU (415 Mio. DM) für das Wirtschaftsjahr 1995/96 und
von 424 Mio. ECU (830 Mio. DM) für den gesamten Drei-Jahres-Zeitraum. Der
Deutsche Bauernverband bezeichnete diesen Betrag als völlig unzureichend, da er
noch nicht einmal die von ihm mit 715 Mio. DM im ersten Jahr berechneten direk-
ten Einkommensverluste aus der Änderung des Agrar-Umrechnungskurses
abdecke, ganz zu schweigen von den indirekten Einkommensverlusten, die vom
Deutschen Bauernverband mit 1,8 Mrd. DM beziffert wurden. Für beides zusam-
men forderte der Deutsche Bauernverband einen Einkommensausgleich über eine
nicht an den Fiskus abzuführende Erhöhung der Mehrwertsteuer in Höhe von zwei
Prozentpunkten, was insofern nicht schlüssig ist, als dies einem Betrag von
1,1 Mrd. DM entsprochen hätte, also weit weniger als die Summe der Einkom-
mensverluste nach den Berechnungen des Deutschen Bauernverbandes.

Die Bundesregierung vermied ein Eingehen auf die Forderung des Deutschen
Bauernverbandes in ihrer absoluten Höhe, setzte sich aber dafür ein, den Einkom-
mensausgleich in der vom Rat beschlossenen Höhe, wie in der Vergangenheit
(jeweils nach dem Abbau des Währungsausgleichs von 1969 und 1984) durch eine
Erhöhung des Mehrwertsteuersatzes vornehmen zu können. Zwar gelang es dem
Bundeslandwirtschaftsminister im Laufe der Verhandlungen, sowohl bei der Kom-
mission als auch im Rat der Agrarminister ein gewisses Verständnis für den deut-
schen Vorschlag zu gewinnen, aber im Rat der Wirtschafts- und Finanzminister,
der diesem Vorschlag hätte einstimmig zustimmen müssen, ergab sich im Oktober
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eine deutliche Ablehnungsfront12. Der Bundesregierung blieb daraufhin nichts
anderes übrig, als nach einem anderen Verteilungsmodus zu suchen. Sie entschied
sich schließlich, die Beiträge des Bundes zur landwirtschaftlichen Unfallversiche-
rung um die entsprechenden Beträge aufzustocken13. Dieser Verteilungsmodus war
in der Bundesrepublik zunächst umstritten, da die Höhe der Beiträge zur Unfall-
versicherung die regional unterschiedlich hohen Unfallrisiken widerspiegelt und
damit ein schlechter Näherungswert für währungsbedingte Einkommensverluste
ist, wurde schließlich aber vom Berufsstand akzeptiert und nach Notifizierung bei
der Gemeinschaft in Kraft gesetzt.

FINANZIERUNG

Die Ausgaben der Abteilung Garantie des EAGFL beliefen sich 1995 auf
34,5 Mrd. ECU (65,6 Mrd. DM) und erreichten damit wieder etwa die Höhe von
1993, nachdem das Jahr 1994 aufgrund einer unerwartet günstigen Konjunktur
eine deutliche Entlastung gebracht hatte. Wiederum wurde die durch die Agrarleit-
linie gezogene Obergrenze nicht ausgeschöpft. Das Ergebnis ist auf eine günstige
Entwicklung vor allem in den Sektoren Rindfleisch, Ackerkulturen und Weinbau-
erzeugnisse zurückzuführen14. Die Ausgaben für die Ackerkulturen beliefen sich
auf 15 Mrd. ECU (28,5 Mrd. DM), wovon 12,5 Mrd. ECU (23,6 Mrd. DM)
Getreide, 2,1 Mrd. ECU (3,8 Mrd. DM) Ölsaaten, 0,6 Mrd. ECU (1,1 Mrd. DM)
Körnerleguminosen und 2,4 Mrd. ECU (4,5 Mrd. DM) der für die Gesamtheit die-
ser Kulturen vorgeschriebenen Flächenstillegung zuzurechnen sind. Auf die Markt-
ordnungen für Milcherzeugnisse und Rindfleisch entfielen jeweils 4,0 Mrd. ECU
(7,6 Mrd. DM). Mit annähernd gleichen Größenordnungen von 1,8 Mrd. ECU
(3,4 Mrd. DM) folgten die Marktordnungen für Zucker sowie für Obst und Gemüse.
Durch die Reform der Gemeinsamen Agrarpolitik von 1992 ergab sich aufgrund
der Ausgleichszahlungen für die „grandes cultures" eine bislang noch kaum zur
Kenntnis genommene Änderung in den Verteilungswirkungen der Agrarmarktpoli-
tik, durch die Italien zu einem Nettozahler, Frankreich zu einem Nettoempfänger
wurde15.

Für die Abteilung Ausrichtung wies der Haushalt 1995 Zahlungen in Höhe von
3,7 Mrd. ECU (5,1 Mrd. DM) und für das Finanzierungsinstrument für die Aus-
richtung der Fischerei solche in Höhe von 518 Mio. ECU (980 Mio. DM) aus. Ins-
gesamt waren die Agrarausgaben mit 54,3% am Haushalt der Gemeinschaft betei-
ligt, womit sich der seit Jahren zu beobachtende rückläufige Trend weiter fort-
setzte.

OSTERWEITERUNG UND WEITERENTWICKLUNG DER GAP

Bereits Anfang 1995 war das Thema Osterweiterung der EU durch die Vorlage von
vier im Auftrag des für den EU-Außenhandel zuständigen Kommissionsmitglieds
Sir Leon Brittan angefertigten Gutachten aufgegriffen worden, die Aufsehen erreg-
ten, weil in ihnen übereinstimmend eine grundlegende Reform der Gemeinsamen
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Agrarpolitik gefordert worden war. Einem Auftrag des Europäischen Rates in Essen
vom Dezember 1994 folgend, legte die Kommission im Mai ein Weißbuch für die
Staaten Mittel- und Osteuropas vor, das diesen Staaten als Leitfaden zur Anpas-
sung ihrer Rechtsvorschriften sowie der hierzu erforderlichen Strukturen für eine
Integration in den Binnenmarkt dienen soll. Der Agrarbereich wurde darin nur sehr
allgemein behandelt, da hierzu später ein Strategiepapier folgen sollte. Im Laufe
des Sommers wurden Länderstudien für die Landwirtschaft und die Agrarpolitik
der zehn mittel- und osteuropäischen Staaten abgeschlossen und zusammen mit
einer länderübergreifenden Zusammenfassung veröffentlicht. Mit den sog. Vise-
grad-Staaten Polen, Tschechische Republik, Slowakische Republik und Ungarn
sowie mit Bulgarien und Rumänien bestehen seit 1991 bzw. 1992 im Rahmen der
sog. Europaabkommen Assoziierungsverträge, die diesen Staaten im Bereich der
Landwirtschaft begrenzte Zugangsmöglichkeiten zum Markt der Gemeinschaft
eröffnen, v.a. durch Einfuhrkontingente, für die nur ein verminderter Zoll- bzw.
Abschöpfungssatz erhoben wird. Mit Estland, Lettland, Litauen und Slowenien
wurden im Laufe des Jahres 1995 vergleichbare Abkommen abgeschlossen. Die
Visegrad-Staaten räumten sich gegenseitig im Rahmen der Zentraleuropäischen
Freihandelszone, der sich zu Beginn 1996 Slowenien anschloß, auch für den Han-
del mit landwirtschaftlichen Erzeugnissen wechselseitig erleichterte Zugangsbe-
dingungen ein.

Aus politischen Gründen hatte der Europäische Rat bereits auf seinem Treffen
von Kopenhagen im Juni 1993 die Heranführung der Staaten Mittel- und Osteuro-
pas an die Gemeinschaft mit dem Ziel einer späteren Mitgliedschaft beschlossen,
was auf dem Essener Gipfel im Dezember 1994 noch einmal ausdrücklich bestätigt
wurde. Für die Gemeinsame Agrarpolitik ergeben sich daraus erhebliche Probleme,
da die Staaten Mittel- und Osteuropas über ein erhebliches Produktionspotential
verfügen, das jedoch gegenwärtig wegen gravierender Struktur-, Finanz- und
Managementdefizite sowie infolge des politischen und wirtschaftlichen Umbruchs
nur unzureichend genutzt wird16. Durch eine Erweiterung um die mittel- und ost-
europäischen Staaten würde sich die Bevölkerung der EU-15 um 29% erhöhen, die
landwirtschaftliche Fläche um 44% und die Ackerfläche um 55%. Mit 9,5 Mio.
übertrifft die Zahl der landwirtschaftlichen Arbeitskräfte in den mittel- und osteu-
ropäischen Ländern sogar diejenige der EU-15 von 8,2 Mio. Das Bruttoinlandspro-
dukt der mittel- und osteuropäischen Länder erreichte 1994 nur 3% desjenigen der
EU-15, lediglich Slowenien und die Tschechische Republik erreichten ein Ein-
kommensniveau, das unter Berücksichtigung der Kaufkraftunterschiede etwa an
das Griechenlands heranreichte.

Die vom Europäischen Rat in Essen geforderte Studie über mögliche Strategien
zur Entwicklung der Beziehungen im Bereich Landwirtschaft zwischen der EU
und den assoziierten Staaten im Hinblick auf den künftigen Beitritt wurde von der
Kommission Ende November 1995 für den Europäischen Rat in Madrid
(15716.12.1995) vorgelegt17. Im Mittelpunkt dieses Strategiepapiers, das sich
bewußt nicht mit technischen Einzelheiten beschäftigt, sondern als politisches
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Papier konzipiert ist, stehen drei Optionen für die Gemeinsame Agrarpolitik: die
Beibehaltung des Status quo, eine radikale Reform, eine Weiterentwicklung der
Reform von 1992.

Interessanterweise argumentiert die Kommission, daß die Beibehaltung des Sta-
tus quo, obwohl sie von vielen Landwirten als attraktiv angesehen wird, auch unab-
hängig von der Osterweiterung nicht zu empfehlen sei. Sie hindere die Gemein-
schaft daran, ihre internationale Wettbewerbsfähigkeit zu verbessern, da steigende
Erträge allein zur Einhaltung der in der Uruguay-Runde eingegangenen Verpflich-
tungen zunehmende Eingriffe in die Produktionsmengen notwendig machten. Die
1999 einsetzende neue Verhandlungsrunde der WTO würde sich in dieser Hinsicht
wahrscheinlich noch verschärfend auswirken. Mit dem Auslaufen der derzeitigen
Finanzplanung der EU im gleichen Jahr sei fraglich, ob die Obergrenzen für die
Agrarausgaben der Gemeinschaft in gleichem Ausmaß fortgeschrieben werden
könnten wie bisher. Mit dem zeitlichen Abstand zu den 1993 durch die Reform der
Agrarpolitik eingeleiteten Preissenkungen werde es zunehmend schwieriger, die
Ausgleichszahlungen ausschließlich damit zu begründen, ohne Gegenleistungen,
etwa in Form umweltverträglicher Bewirtschaftungsweisen, dafür zu verlangen.
Eine Übertragung der derzeitigen Agrarpolitik auf die mittel- und osteuropäischen
Länder würde dort den Agrarsektor aus dem gesamten Wirtschaftsgefüge heraus-
heben, damit Fehlanpassungen auslösen und die Verbraucher über Gebühr bela-
sten. Für den hypothetischen Fall eines Beitritts aller zehn assoziierten Staaten im
Jahr 2000 wurden die Auswirkungen auf den Haushalt der Gemeinschaft mit einer
zusätzlichen Belastung von 12 Mrd. ECU - gegenüber dem prognostizierten Wert
von 42 Mrd. ECU ohne Erweiterung - ermittelt.

Eine radikale Reform, d.h. ein weitgehender Verzicht auf Stützungspreise, die
Abschaffung aller Quoten und sonstigen Maßnahmen zur Angebotsregulierung und
ein von der Produktion völlig entkoppelter schrittweise abzubauender Einkom-
mensausgleich, verbunden mit Zahlungen zur Einkommensstützung und für
Umweltleistungen auf nationaler Basis, wird zwar als für Ökonomen attraktiv
bezeichnet, jedoch als politische Option abgelehnt. Sie wäre nach Meinung der
Kommission mit zahlreichen sozial- und umweltpolitischen Risiken behaftet, die -
zumindest in einigen Regionen - sehr negative Auswirkungen haben könnten, ohne
daß deren Umfang bisher hinreichend analysiert worden wäre. Außerdem würde
sie zumindest in den Anfangsjahren zu einer erheblichen Haushaltsbelastung führen
und Transferzahlungen zwischen den Mitgliedstaaten notwendig machen.

Die Kommission spricht sich in ihrem Strategiepapier eindeutig für den mittle-
ren Weg der Weiterentwicklung der Reform von 1992 aus. Sie unterscheidet dabei
drei Maßnahmenbündel: (1) Verbesserung der internationalen Wettbewerbsfähig-
keit der europäischen Landwirtschaft durch weitere Preissenkungen und Auswei-
tung der Reform auf die bisher nicht betroffenen Sektoren, vor allem Zucker und
Milch, (2) Ausbau der integrierten ländlichen Entwicklungspolitik und (3) eine
Vereinfachung und teilweise Verlagerung der Agrarpolitik in die Verantwortung
der Mitgliedstaaten. Die Fortsetzung der Reformen in der EU-15 bei gleichzeitiger
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Unterstützung der Landwirtschaft in den mittel- und osteuropäischen Ländern
werde dazu beitragen, den Preisabstand allmählich zu reduzieren. Zum Zeitpunkt
des Beitritts, den das Papier offen läßt, sei damit zu rechnen, daß die Preisanglei-
chung für eine Reihe von Schlüsselprodukten abgeschlossen sei. Sollten dennoch
die EU-Preise beim Beitritt noch so hoch sein, daß in den mittel- und osteuropäi-
schen Ländern zu hohe Produktionsanreize und damit Schwierigkeiten bei der Ein-
haltung der GATT-Verpflichtungen drohten, müßten mit dem Beitritt mengen-
mäßige Produktionskontrollen eingeführt werden. Die in der Reform von 1992
beschlossenen Ausgleichszahlungen sollten nicht auf die Beitrittsländer übertragen
werden, da die Agrarpreise dort tendenziell anstiegen und es somit keine Rechtfer-
tigung für die Ausgleichszahlungen gäbe. Den Beitrittsländern wird empfohlen,
Interventionsmechanismen zur Stabilisierung der Agrarpreise aufzubauen, aber nur
eine maßvolle Preisstützung zu betreiben. Durch die Angleichungsprozesse in der
Vorbeitrittsphase würde sich eine Übergangszeit weitgehend erübrigen. Während
der Vorbeitrittsphase sollte der Marktzugang für die Beitrittsländer durch schritt-
weise Erhöhung der Kontingente, Umwandlung der Länderkontingente in Global-
kontingente und Reduzierung der Einfuhrbelastungen verbessert werden. Die mit-
tel- und osteuropäischen Länder sollten durch ein groß angelegtes Programm zur
Strukturverbesserung auf den Beitritt vorbereitet werden.

Die EU-Politik müsse sich längerfristig darauf beschränken, die Rahmengesetz-
gebung festzulegen, gemeinsame Ziele aufzustellen und ein Minimum an gemein-
samen Vorschriften zur Absicherung des Binnenmarktes und zur Gewährleistung
eines fairen Wettbewerbs zu definieren. Bei der Umsetzung der EU-Vorgaben soll-
ten die Mitgliedstaaten einen größeren Spielraum erhalten, insbesondere bei der
Einkommensstützungspolitik. Dies würde es auch ermöglichen, das Ritual der jähr-
lichen Preisverhandlungen aufzugeben und durch die Festlegung von mehrjährigen
politischen Orientierungen zu ersetzen18.

Fischereipolitik

Für 1995 wurden Gesamtfangmengen für alle wichtigen Bestände im EU-Meer auf
der Grundlage wissenschaftlicher Empfehlungen festgelegt. Die Fangmengen wur-
den auf die Mitgliedstaaten entsprechend dem Grundsatz der relativen Stabilität
der Fangmöglichkeiten aufgeteilt19. Zur vollen Integration der iberischen Flotten in
die Gemeinsame Fischereipolitik ab 1.1.1996, über die bereits im Dezember 1994
eine politische Einigung erzielt worden war, erfolgte am 27.3.1995 ein förmlicher
Beschluß durch den Rat20. Mit diesem Beschluß war die Einführung eines neuen
Kontrollmechanismus verbunden, der vorsieht, daß die Mitgliedstaaten die Anzahl
ihrer Schiffe und die Fangtätigkeit bzw. den Fangaufwand dieser Schiffe in den
betroffenen Gebieten in eigener Zuständigkeit ermitteln. Sie hatten sich verpflich-
tet, der Kommission bis zum 31.3.1995 mitzuteilen, wie sie den Fangaufwand
berechnen und begrenzen wollten. Die endgültige Regelung zur Steuerung des
Fischereiaufwands in bestimmten Fanggebieten im Atlantik wurde durch den Rat

104 Jahrbuch der Europäischen Integration 1995/96



Agrar- und Fischereipolitik

am 15.6.1995 beschlossen. Mit dieser Regelung soll sichergestellt werden, daß der
Gesamtfischereiaufwand nicht ansteigt, die Fangmöglichkeiten der Mitgliedstaaten
ausgeschöpft werden können, der Grundsatz der relativen Stabilität gewahrt wird
und die Bestände in besonders empfindlichen Gebieten erhalten bleiben. Sie ist die
erste Anwendung des 1992 eingeführten neuen Instrumentariums zur Bestandsbe-
wirtschaftung.

Für Aufsehen sorgte im Frühjahr 1995 ein Fischereistreit mit Kanada. Von der
Organisation für die Fischerei im Nordwest-Atlantik (NAFO) war am 1. Februar
eine Aufteilung der Gesamtfangmenge für Schwarzen Heilbutt in Höhe von
27.0001 für 1995 in den NAFO-Teilbereichen II und III beschlossen worden. Gegen
die beschlossene Aufteilung wurde von der EU Einspruch erhoben. Die Aufbrin-
gung des spanischen Fischereifahrzeugs „Estai", das nach Auffassung der EU
außerhalb der 200-Meilen-Zone legal Schwarzen Heilbutt fing, durch die kanadi-
sche Küstenwache am 9. März löste heftige Proteste aus21. Am 20. April kam es zu
einer Übereinkunft zwischen der EU und Kanada, in der sich beide Partner darauf
einigten, der NAFO einen gemeinsamen Vorschlag für die Kontrolle der Fische-
reitätigkeit in dem strittigen Bereich und einer Aufteilung der Fangmöglichkeiten
ab 16. April 1995 vorzulegen. Kanada erklärte sich bereit, die Kaution und den
Wert der beschlagnahmten Ladung an Bord der „Estai" zurückzuerstatten, die Straf-
verfolgung gegen den Kapitän und die Besatzung einzustellen und sein unter Ver-
letzung des internationalen Seerechts erlassenes Gesetz zur Kontrolle der Tätigkeit
spanischer und portugiesischer Schiffe außerhalb der 200-Meilen-Zone zurückzu-
nehmen22.

Mit den vom Rat im Dezember 1994 beschlossenen Änderungen der Gemeinsa-
men Marktorganisation für Fischereierzeugnisse wurden Anpassungen vollzogen,
die auf die Stärkung der Rolle der Erzeugerorganisationen abzielen. Der Schwer-
punkt liegt auf der Förderung von Erzeugerorganisationen, die sich gezielt um die
Verbesserung der Qualität ihres Angebots bemühen. Diesen kann für die Durch-
führung besonderer Programme zur Qualitätsförderung eine zu 50% von der EU
finanzierte Beihilfe gezahlt werden.

Schwierigkeiten bereitete 1995 der Neuabschluß des auslaufenden Fischereiab-
kommens mit Marokko. Um als zu weitgehend empfundene Forderungen Marok-
kos abzuwehren, wurde - v.a. auf Drängen Spaniens - eine Aussetzung der gleich-
zeitig laufenden Verhandlungen für ein Assoziierungsabkommen angedroht. Ein
neues Abkommen mit einer Laufzeit von vier Jahren ohne Halbzeitüberprüfung
konnte am 13. November paraphiert werden. Es sieht unter anderem eine Intensi-
vierung der sozioökonomischen Zusammenarbeit im Hinblick auf die gemeinsame
Entwicklung des gemeinschaftlichen und des marokkanischen Fischereisektors
sowie eine Anlandepflicht für eine bestimmte Anzahl von Schiffen und finanzielle
Gegenleistungen der Gemeinschaft für die Einräumung von Fangrechten, insbe-
sondere eine finanzielle Unterstützung zur dauerhaften Entwicklung des marokka-
nischen Fischereisektors, vor.
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